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259 Verordnung 


zur Anderung des Verfahrens in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 
Vom 1. Dezember 1933. 


Auf Grund der SS 1 Ziffer 25 und 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
nom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird Folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel!“ 
Die Zivilprozeßordnung wird wie folgt geändert: 
I. Wahrheitspflicht 
1. In den § 138 wird als Abſ. 1 folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

Die Parteien haben ihre Erklärungen über tatſächliche Umstände vollſtändig und der Wahr⸗ 
heit gemäß abzugeben. 

II. Maßnahmen zur ſtrafferen Zuſammenfaſſung des Streitſtoffes 
2. Dem 8 279 wird folgende Vorſchrift als Abſ. 2 angefügt: 

Unter den im Abſ. 1 bezeichneten Vorausſetzungen können ferner Angriffs- und Verteidi⸗ 
gungsmittel zurückgewieſen werden, deren rechtzeitige Mitteilung durch vorbereitenden Schriftſatz 
(S 272) die Partei unterlaſſen hatte. 

3. Der $ 519 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

Die Berufungsbegründung muß enthalten: 

1. die Erklärung, inwieweit das Urteil angefochten wird und welche Abänderungen des 
Urteils beantragt werden (Berufungsanträge); 

2. die beſtimmte Bezeichnung der im einzelnen anzuführenden Gründe der Anfechtung (Be⸗ 
rufungsgründe) ſowie der neuen Tatſachen, Beweismittel und Beweiseinreden, die die 
Partei zur Rechtfertigung ihrer Berufung anzuführen hat. 


4. Der § 527 fällt fort. 
5. Der § 529 erhält folgende Faſſung: 

Die Parteien können Angriffs und Verteidigungsmittel, die in erſter Inſtanz nicht geltend 
gemacht ſind, insbeſondere neue Tatſachen und Beweismittel vorbringen. 

Neue Angriffs- und Verteidigungsmittel ſowie Beweismittel und Beweiseinreden, die in 
erſter Inſtanz hätten geltend gemacht werden können und deren Bexrückſichtigung die Erledigung 
des Rechtsstreits verzögern würde, ſind jedoch nur zuzulaſſen, wenn nach der freien Überzeugung 
des Gerichts die Partei das Vorbringen in erſter Inſtanz weder in der Abſicht, den Prozeß zu 
verſchleppen, noch aus grober Nachläſſigkeit unterlaſſen hatte. Dieſe Vorſchrift gilt entſprechend 
für das Vorbringen einer Partei, das in erſter Inſtanz nach den SS 279, 279 a, 283 Abſ. 2 
zurückgewieſen worden iſt. 

Die Vorſchrift des Abſ. 2 Satz 1 findet ferner entſprechende Anwendung, wenn der 
Berufungskläger ein neues Vorbringen, deſſen Geltendmachung in der Berufungsinſtanz zuläſſig 
iſt, entgegen der Vorſchrift des 8 519 nicht in der Berufungsbegründung mitgeteilt hat. 

Die Erhebung einer Widerklage iſt nur zuzulaſſen, wenn der Gegner einwilligt oder das 
Gericht die Geltendmachung des mit ihr verfolgten Anſpruchs in dem anhängigen Verfahren 
für ſachdienlich hält. 

Macht der Beklagte die Aufrechnung einer Gegenforderung geltend, ſo iſt die hierauf ge⸗ 
gründete Einwendung nur zuzulaſſen, wenn der Kläger einwilligt oder das Gericht die Geltend⸗ 
machung in dem anhängigen Verfahren für ſachdienlich hält. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 21. 12. 1933.) 


K. 
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III. Unmittelbarkeit des Beweisverfahrens 


. Der 8 349 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 


Im übrigen hat der Einzelrichter die Sache ſo weit zu fördern, daß ſie tunlichſt durch eine 
Verhandlung vor dem Prozeßgericht erledigt werden kann. Er kann zu dieſem Zweck auch ein⸗ 
zelne Beweiſe erheben; dies ſoll nur inſoweit geſchehen, als es zur Vereinfachung der Verhand⸗ 
lung vor dem Prozeßgericht wünſchenswert und von vornherein anzunehmen iſt, daß das Prozeß⸗ 
gericht das Beweisergebnis auch ohne unmittelbaren Eindruck von dem Verlauf der Beweis⸗ 
aufnahme ſachgemäß zu würdigen vermag. Iſt die Sache zur Verhandlung vor dem Prozeß 
gericht reif, ſo wird der Termin hierzu von Amts wegen anberaumt. Beſteht über die Ver⸗ 


handlungsreife zwiſchen dem Einzelrichter und dem Vorſitzenden Meinungsverſchiedenheit, ſo ent⸗ 


ſcheidet das Prozeßgericht. 


Der 8 375 erhält folgende Faſſung: 


Die Aufnahme des Zeugenbeweiſes darf einem Mitgliede des Prozeßgerichts oder einem 
anderen Gericht nur übertragen werden: 

1. wenn zur Ausmittlung der Wahrheit die Vernehmung des Zeugen an Ort und Stelle 
dienlich erſcheint oder nach geſetzlicher Vorſchrift der Zeuge nicht in der Gerichtsſtelle, 
ſondern an einem anderen Orte zu vernehmen iſt; 

2. wenn der Zeuge verhindert iſt, vor dem Prozeßgericht zu erſcheinen; 

3. wenn ſich der Zeuge in ſo großer Entfernung von dem Prozeßgericht aufhält, daß ſeine 
Vernehmung vor dieſem unzweckmäßig erſcheint. 

Der Präſident des Senats der Freien Stadt Danzig iſt in ſeiner Wohnung zu vernehmen. 


IV. Anderungen des Eidesrechts 
a) Zeugenbeweis 


. Der 8 391 erhält folgende Faſſung: 


Ein Zeuge iſt, vorbehaltlich der ſich aus S 393 ergebenden Ausnahmen, zu beeidigen, wenn 
das Gericht dies mit Rückſicht auf die Bedeutung der Ausſage oder zur Herbeiführung einer 
wahrheitsgemäßen Ausſage für geboten erachtet und die Parteien auf die Beeidigung nicht ver⸗ 
zichten. 


Im 8 393 fallen die Nrn. 3 und 4 des Abſ. 1 und der Abſ. 2 fort. 
10. 


In den $ 395 wird folgende Vorſchrift als Abs. 1 eingefügt: 
Vor der Vernehmung wird der Zeuge zur Wahrheit ermahnt und darauf hingewieſen, daß 
er in den vom Geſetz vorgeſehenen Fällen unter Umſtänden ſeine Ausſage zu beeidigen habe. 
b) Parteivernehmung 
Der Zehnte Titel des Erſten Abſchnittes des Zweiten Buches erhält folgende Faſſung: 


Beweis durch Parteivernehmung 
8 445 
Eine Partei, die den ihr obliegenden Beweis mit anderen Beweismitteln nicht vollſtändig 
geführt oder andere Beweismittel nicht vorgebracht hat, kann den Beweis dadurch antreten, daß 
ſie beantragt, den Gegner über die zu beweiſenden Tatſachen zu vernehmen. 
Der Antrag iſt nicht zu berückſichtigen, wenn er Tatſachen betrifft, deren Gegenteil das Ge⸗ 
richt für erwieſen erachtet. 
8 446 
Lehnt der Gegner ab, ſich vernehmen zu laſſen, oder gibt er auf Verlangen des Gerichts 
keine Erklärung ab, jo hat das Gericht unter Berücksichtigung der geſamten Sachlage, insbefondere 
der für die Weigerung vorgebrachten Gründe, nach freier Überzeugung zu entſcheiden, ob es die 


behauptete Tatſache als erwieſen anſehen will. 


8 447 
Das Gericht kann über eine ſtreitige Tatſache auch die beweispflichtige Partei vernehmen, 
wenn eine Partei es beantragt und die andere damit einverſtanden iſt. 


8 448 
Auch ohne Antrag einer Partei und ohne Rückſicht auf die Beweislaſt kann das Gericht, 


wenn das Ergebnis der Verhandlungen und einer etwaigen Beweisaufnahme nicht ausreicht, um 


ſeine Aberzeugung von der Wahrheit oder Unwahrheit einer zu erweiſenden Tatſache zu begrün⸗ 
den, die Vernehmung einer Partei oder beider Parteien über die Tatſache anordnen. 


12. 


13. 
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8 449 
Beſteht die zu vernehmende Partei aus mehreren Streitgenoſſen, ſo beſtimmt das Gericht nach 
Lage des Falles, ob alle oder nur einzelne Streitgenoſſen zu vernehmen ſind. 


S 450 

Die Vernehmung einer Partei wird durch Beweisbeſchluß angeordnet. Die Partei iſt, wenn 
ſie bei der Verkündung des Beſchluſſes nicht perſönlich anweſend iſt, zu der Vernehmung unter 
Mitteilung des Beweisbeſchluſſes perſönlich durch Zuſtellung von Amts wegen zu laden. 

Die Ausführung des Beſchluſſes kann ausgeſetzt werden, wenn nach ſeiner Erlaſſung über die 
zu beweiſende Tatſache neue Beweismittel vorgebracht werden. Nach Erhebung der neuen Be⸗ 
weiſe iſt von der Parteivernehmung abzuſehen, wenn das Gericht die Beweisfrage für geklärt 
erachtet. 

§ 451 

Auf die Vernehmung einer Partei finden die Vorſchriften der 88 375, 376, 395 Abſ. 1, 

Ab]. 2 Satz 1 und der SS 396, 397, 398 entſprechende Anwendung. 


8 452 
Reicht das Ergebnis der unbeeidigten Ausſage einer Partei nicht aus, um das Gericht von 
der Wahrheit oder Unwahrheit der zu erweiſenden Tatſache zu überzeugen, ſo kann es anordnen, 
daß die Partei ihre Ausſage zu beeidigen habe. Waren beide Parteien vernommen, ſo kann die 
Beeidigung der Ausſage über dieſelben Tatſachen nur von einer Partei gefordert werden. 
Die Eidesnorm geht dahin, daß die Partei nach beſtem Wiſſen die reine Wahrheit geſagt 
und nichts verſchwiegen habe. 
Der Gegner kann auf die Beeidigung verzichten. 
Die Beeidigung einer Partei, die wegen wiſſentlicher Verletzung der Eidespflicht rechtskräftig 
verurteilt iſt, iſt unzuläſſig. 
8 453 
Das Gericht hat die Ausſage der Partei nach $ 286 frei zu würdigen. 
Verweigert die Partei die Ausſage oder den Eid, jo gilt § 446 entſprechend. 


8 454 8 

Bleibt die Partei in dem zu ihrer Vernehmung oder Beeidigung beſtimmten Termine aus, 
ſo entſcheidet das Gericht unter Berückſichtigung aller Umſtände, insbeſondere auch etwaiger von 
der Partei für ihr Ausbleiben angegebener Gründe nach freiem Ermeſſen, ob die Ausſage als 
verweigert anzuſehen iſt. 

War der Termin zur Vernehmung oder Beeidigung der Partei vor dem Prozeßgericht be⸗ 
ſtimmt, ſo iſt im Falle ihres Ausbleibens, wenn nicht das Gericht die Anberaumung eines neuen 
Vernehmungstermins für geboten erachtet, zur Hauptſache zu verhandeln. 


Ss 455 

Sit eine Partei nicht prozeßfähig, jo it vorbehaltlich der Vorſchrift im Abſ. 2 ihr geſetzlicher 
Vertreter zu vernehmen. Sind mehrere geſetzliche Vertreter vorhanden, ſo gilt § 449 entſprechend. 

Minderjährige, die das ſechzehnte Lebensjahr vollendet haben, ſowie Volljährige, die wegen 
Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht entmündigt ſind oder unter vorläufige Vormund⸗ 
ſchaft geſtellt ſind, können über Tatſachen, die in ihren eigenen Handlungen beſtehen oder Gegen⸗ 
ſtand ihrer Wahrnehmung geweſen ſind, vernommen und auch nach § 452 beeidigt werden, wenn 
das Gericht dies nach den Umſtänden des Falles für angemeſſen erachtet. Das gleiche gilt von 
einer prozeßfähigen Perſon, die in dem Rechtsſtreit durch einen Pfleger vertreten wird. 

Der $ 553 erhält folgende Faſſung: 

Das Berufungsgericht darf die Vernehmung oder Beeidigung einer Partei, die in erſter 
Inſtanz die Vernehmung abgelehnt oder die Ausſage oder den Eid verweigert hatte, nur an⸗ 
ordnen, wenn es der Überzeugung iſt, daß die Partei zu der Ablehnung oder Weigerung ge⸗ 
nügende Gründe hatte und dieſe Gründe ſeitdem fortgefallen ſind. 

War eine Partei in erſter Inſtanz vernommen und auf ihre Ausſage beeidigt, ſo darf das 
Berufungsgericht die eidliche Vernehmung des Gegners nur anordnen, wenn die in der erſten In⸗ 
ſtanz erfolgte Vernehmung oder Beeidigung unzuläſſig war. 

e) Schätzungseid 
Im 8 287 Abſ. 1 werden Sätze 3 und 4 durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

Das Gericht kann den Beweisführer über den Schaden oder das Intereſſe vernehmen; die 

Vorſchriften des § 452 Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2 bis 4 gelten entſprechend. 


“ 1— 


14. 


15. 


16. 


11 


18. 
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d) Editionseid 
Der $ 426 erhält folgende Faſſung: 

Beſtreitet der Gegner, daß die Urkunde ſich in ſeinem Beſitz befinde, ſo iſt er über ihren 
Verbleib zu vernehmen. In der Ladung zum Vernehmungstermin iſt ihm aufzugeben, nach dem 
Verbleib der Urkunde ſorgfältig zu forſchen. Im übrigen gelten die Vorſchriften der 88 449 bis 
454 entſprechend. Gelangt das Gericht zu der Überzeugung, daß ſich die Urkunde im Beſitz des 
Gegners befindet, ſo ordnet es die Vorlegung an. 

Der § 427 erhält folgende Faſſung: 
Kommt der Gegner der Anordnung, die Urkunde vorzulegen, nicht nach, oder gelangt das 


Gericht im Falle des § 426 zu der Überzeugung, daß er nach dem Verbleib der Urkunde nicht 


ſorgfältig geforſcht habe, ſo kann eine vom Beweisführer beigebrachte Abſchrift der Urkunde als 
richtig angeſehen werden. Iſt eine Abſchrift der Urkunde nicht beigebracht, ſo können die Behaup⸗ 


tungen des Beweisführers über die Beſchaffenheit und den Inhalt der Urkunde als bewieſen 


angenommen werden. 
V. Wiederaufnahme des Verfahrens 
Im 8 580 erhalten die Eingangsworte und die Nr. 1 folgende Faſſung: 
Die Reſtitutionsklage findet ſtatt: 
1. wenn der Gegner durch Beeidigung einer Ausſage, auf welche das Urteil gegründet iſt, 
lid, einer vorſätzlichen oder fahrläſſigen Verletzung des Eidespflicht ſchuldig gemacht hat; 
Die Nr. 6 erhält folgende Faſſung: 
6. wenn das Arteil eines ordentlichen Gerichts, eines Sondergerichts oder eines Verwal⸗ 
tungsgerichts, auf welches das Urteil gegründet iſt, durch ein anderes rechtskräftiges 
Urteil aufgehoben iſt. 
Der Abſ. 2 der Nr. 7 fällt fort. 


VI. Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten und Armenrecht 
Der § 110 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
Angehörige fremder Staaten, die als Kläger auftreten, haben dem Beklagten auf deſſen Ver⸗ 
langen wegen der Prozeßkoſten Sicherheit zu leiſten. Das gleiche gilt für Staatenloſe, die ihren 
Wohnſitz nicht im Inlande haben. ö 


Der § 111 erhält folgende Faſſung: 


> Der Beklagte kann auch dann Sicherheit verlangen, wenn die Vorausſetzungen für die Ver⸗ 
pflichtung zur Sicherheitsleiſtung erſt im Laufe des Rechtsſtreits eintreten und nicht ein zur 


Deckung ausreichender Teil des erhobenen Anſpruchs unbeſtritten iſt. 
19. 


Der $ 114 erhält folgende Faſſung: 
Einer Partei, die außerſtande iſt, ohne Beeinträchtigung des für ſie und ihre Familie not⸗ 
wendigen Unterhalts die Koſten des Prozeſſes zu beſtreiten, iſt auf Antrag das Armenrecht zu 


bewilligen, wenn die beabſichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung eine hinreichende Aus⸗ 
8 ſicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig erſcheint. Die Rechtsverfolgung iſt auch dann als mut⸗ 
willig anzuſehen, wenn mit Rückſicht auf die für die Beitreibung des Anſpruchs beſtehenden Aus⸗ 


ſichten eine nicht das Armenrecht beanſpruchende Partei von einer Prozeßführung abſehen oder nur 
einen Teil des Anſpruchs geltend machen würde. 

Angehörige fremder Staaten haben auf das Armenrecht nur inſoweit Anſpruch, als die Ge- 
genſeitigkeit verbürgt iſt. Einem Staatenloſen kann das Armenrecht gewährt werden, wenn es ihm 
als Inländer zu gewähren wäre. 

Einer Partei kraft Amtes kann bei Vorliegen der im Abſ. 1 bezeichneten Vorausſetzungen 


das Armenrecht bewilligt werden, wenn die zur Führung des Prozeſſes erforderlichen Mittel 
weder aus der verwalteten Vermögensmaſſe noch von den an der Führung des Prozeſſes wirtſchaft⸗ 
lich Beteiligten aufgebracht werden können. 


Einer inländiſchen juriſtiſchen Perſon kann bei Vorliegen der im Abſ. 1 bezeichneten Voraus⸗ 


ſetzungen das Armenrecht bewilligt werden, wenn die zur Führung des Prozeſſes erforderlichen 
Mittel weder von ihr noch von den an der Führung des Prozeſſes wirtſchaftlich Beteiligten auf⸗ 


gebracht werden können und die Unterlaffung der Rechtsverfolgung oder Nechtsverteidigung allge⸗ 
meinen Intereſſen zuwiderlaufen würde. 


20. Der $ 115 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 


Iſt eee Partei imſtande, die Koſten des Prozeſſes ohne Beeinträchtigung des für ſie 
und ihre Familie notwendigen Unterhalts zu einem Teil zu beſtreiten, ſo iſt zu beſtimmen, daß 


21. 


22. 


23. 


24. 


25. 


26. 


27. 
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wegen dieſes Teiles die einſtweilige Befreiung von der Berichtigung der Gerichtskoſten ſowie der 
Gebühren und Auslagen des Anwalts nicht eintritt; das Gericht kann ſtatt deſſen auch beſtimmte 
Gebühren ganz oder teilweiſe von der Befreiung ausnehmen. In den Fällen des $ 114 Ab]. 2 
Satz 2, Abſ. 3 und 4 gelten dieſe Vorſchriften entſprechend. 

Der § 116 erhält folgende Faſſung: 

Inſoweit nicht eine Vertretung durch Anwälte geboten oder ein Anwalt gemäß $ 34 der 
Rechtsanwaltsordnung beigeordnet iſt, kann einer armen Partei zur unentgeltlichen Wahrnehmung 
ihrer Rechte ein Juſtizbeamter, der nicht als Richter angeſtellt iſt, oder ein Rechtskundiger, der 
die vorgeſchriebene erſte Prüfung für den Juſtizdienſt beſtanden hat, auf Antrag beigeordnet werden. 
Die hierdurch entſtehenden baren Auslagen werden von der Staatskaſſe beſtritten und als Gerichts⸗ 
koſten in Anſatz gebracht. 

Der $ 118 a erhält folgende Faſſung: 

Das Gericht kann verlangen, daß der Antragſteller ſeine tatſächlichen Angaben glaubhaft 
macht. Es ſoll, wenn dies nicht aus beſonderen Gründen unzweckmäßig erſcheint, vor der Be⸗ 
willigung des Armenrechts den Gegner hören. Es kann auch, ſoweit dies ohne erhebliche Verzöge⸗ 
rung möglich iſt, Erhebungen anſtellen, insbeſondere die Vorlegung von Urkunden anordnen und 
von Behörden Auskünfte einholen. Die Vernehmung von Zeugen oder Sachverſtändigen iſt nur 
zuläſſig, wenn der Sachverhalt, ſoweit dies zur Entſcheidung über das Armenrechtsgeſuch erforder⸗ 
lich iſt, auf andere Weiſe nicht hinreichend geklärt werden kann; eine Beeidigung findet nicht 


ſtatt. 


Die im Abſ. 1 bezeichneten Maßnahmen ſind von dem Vorſitzenden oder einem von ihm be⸗ 
auftragten Mitglied des Gerichts oder einem von ihm erſuchten Richter durchzuführen. Die An⸗ 
hörung des Gegners kann auch zu Protokoll der Geſchäftsſtelle des Prozeßgerichts oder des 
erſuchten Gerichts erfolgen. 

Einigen ſich die Parteien bei der Anhörung des Gegners über den ſtreitigen Anſpruch, ſo iſt 
der Vergleich zu richterlichem Protokoll zu nehmen. 

Eine Erſtattung der dem Gegner durch die Anhörung gemäß Abſ. 1 Satz 2 erwachſenen 
Koſten findet nicht ſtatt. Die durch die Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen gemäß 
Satz 3 daſelbſt entſtandenen Auslagen ſind als Gerichtskoſten von der Partei zu tragen, der die 
Koſten des Rechtsſtreits auferlegt ſind. 

Im 8 119 Abſ. 2 erhält der zweite Satz folgende Faſſung: 

Hat der Gegner das Rechtsmittel eingelegt, ſo iſt in der höheren Inſtanz nicht zu prüfen, ob 
die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung der Partei hinreichende Ausſicht auf Erfolg bietet 
oder mutwillig erſcheint. 

Dem 8 126 wird folgende Vorſchrift als Abſ. 2 angefügt: 

Dem Beſchluß, durch den das Armenrecht verweigert oder entzogen wird, ſoll, ſofern dies 
nicht nach Lage des Falles entbehrlich oder unzweckmäßig erſcheint, eine kurze Begründung bei⸗ 
gefügt werden, aus der die für die Entſcheidung maßgebenden rechtlichen oder tatſächlichen Gründe 
erſichtlich ſind. 

Der § 127 erhält folgende Faſſung: 

Der Beſchluß, durch den das Armenrecht bewilligt wird, iſt unanfechtbar. Gegen den Be⸗ 
ſchluß, durch den das Armenrecht verweigert oder entzogen oder die Nachzahlung von Koſten an- 
geordnet wird, findet die Beſchwerde ſtatt; dies gilt nicht, wenn das Berufungsgericht den Be⸗ 
ſchluß erlaſſen hat. Eine weitere Beſchwerde iſt ausgeſchloſſen. 

VII. Anderung von Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung und das Arreſtverfahren. 
Der $ 866 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

Eine Sicherungshypothek darf gemäß Abſ. 1 nur für einen Betrag von mehr als 300 Gulden 
eingetragen werden; Zinſen bleiben dabei unberücksichtigt, ſoweit ſie als Nebenforderung geltend 
gemacht ſind. Auf Grund mehrerer demſelben Gläubiger zuſtehender Schuldtitel kann eine einheit⸗ 
liche Sicherungshypothek eingetragen werden. 

Der $ 900 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Die Ladung zu dem Termin zur Leiſtung des Offenbarungseides iſt dem Schuldner ſelbſt zu⸗ 
zuſtellen, auch wenn er einen Prozeßbevollmächtigten beſtellt hat; einer Mitteilung an den Prozeß⸗ 
bevollmächtigten bedarf es nicht. Dem Gläubiger iſt die Terminbeſtimmung nach Maßgabe des 
§ 357 Abſ. 2 mitzuteilen. Seine Anweſenheit in dem Termin iſt nicht erforderlich. 


28. 


29. 


30. 


31. 


32. 


33. 


34. 


35. 


36. 
37. 
38. 


39. 


40. 


41. 


42. 
43. 
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Dem 8 922 wird folgende Vorſchrift als Abſ. 4 angefügt: 

Sit die Entſcheidung durch Endurteil erlaſſen, ſo findet in der Berufungsinſtanz der $ 519 
Abſ. 6 Anwendung. 
Der $ 924 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

Durch die Erhebung des Widerſpruchs wird die Vollziehung des Arreſtes nicht gehemmt. 
Das Gericht kann aber eine einſtweilige Anordnung nach § 707 treffen. 
Dem 8 925 wird folgende Vorſchrift als Abſ. 3 angefügt: 

In der Berufungsinſtanz findet der S 519 Abſ. 6 Anwendung. 


VIII. Anderungen von Vorſchriften über das ſchiedsgerichtliche Verfahren 
Dem $ 1025 wird folgende Vorſchrift als Abſ. 2 angefügt: 

Der Schiedsvertrag iſt unwirkſam, wenn eine Partei ihre wirtſchaftliche oder ſoziale Über: 
legenheit dazu ausgenutzt hat, den anderen Teil zu ſeinem Abſchluß oder zur Annahme von Be⸗ 
ſtimmungen zu nötigen, die ihr im Verfahren, insbeſondere hinſichtlich der Ernennung oder Ableh⸗ 
nung der Schiedsrichter, ein Übergewicht über den anderen Teil einräumen. 

Der $ 1027 erhält folgende Faſſung: 

Der Schiedsvertrag muß ausdrücklich geſchloſſen werden und bedarf der Schriftform; andere 
Vereinbarungen als ſolche, die ſich auf das ſchiedsgerichtliche Verfahren beziehen, darf die Urkunde 
nicht enthalten. Der Mangel der Form wird durch die Einlaſſung auf die ſchiedsgerichtliche Ver⸗ 
handlung zur Hauptſache geheilt. 

Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet keine Anwendung, wenn der Schiedsvertrag für beide Teile 
ein Handelsgeſchäft iſt und keine der Parteien zu den im § 4 des Handelsgeſetzbuchs bezeichneten 
Gewerbetreibenden gehört. 

Soweit der Schiedsvertrag nach Abſ. 2 der Schriftform nicht bedarf, kann jede Partei die 
Errichtung einer ſchriftlichen Urkunde über den Vertrag verlangen. 

IX. Textliche Anpaſſungen an die Anderungen I bis VIII 
Im 8 129 Abſ. 1 fällt der zweite Halbſatz fort. 
Im $ 160 Abſ. 2 erhält die Nr. 3 folgende Faſſung: 

3. Die Ausſagen der Zeugen und Sachverſtändigen ſowie die Ausſagen der Partei im 
Falle ihrer Vernehmung; bei einer wiederholten Vernehmung braucht die Ausſage nur 
inſoweit in das Protokoll aufgenommen zu werden, als ſie von der früheren abweicht. 

Der S 161 erhält folgende Faſſung: 

Die Ausſagen der Zeugen und Sachverſtändigen ſowie die Ausſagen einer vernommenen 
Partei brauchen nicht in dem Protokoll feſtgeſtellt zu werden, wenn die Vernehmung vor dem 
Prozeßgericht erfolgt und das Endurteil der Berufung nicht unterliegt. In dieſem Falle iſt in 
dem Protokoll zu vermerken, daß die Vernehmung ſtattgefunden hat. 

Der § 236 Abi. 2 fällt fort. 

Der § 238 Abſ. 4 fällt fort. 

Der $ 292 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 

Dieſer Beweis kann auch durch den Antrag auf Parteivernehmung nach 8 445 geführt 
werden. 

Im $ 294 Abſ. 1 fallen die Worte „mit Ausnahme des Eideszuſchiebung“ fort. 

Der $ 298 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

In gleicher Weiſe ſind auf Antrag auch Geſtändniſſe ſowie Erklärungen über Anträge auf 
Parteivernehmung feſtzuſtellen. 

1 334 wird das Wort „Eideszuſchiebungen“ durch die Worte „Anträge auf Parteivernehmung“ 
erſetzt. 

Im 8 3857 a fällt der zweite Satz fort. 

Der 8 359 erhält folgende Faſſung: 

Der Beweisbeſchluß enthält: 

1. die Bezeichnung der ſtreitigen Tatſachen, über die der Beweis zu erheben iſt; 


2. die Bezeichnung der Beweismittel unter Benennung der zu vernehmenden Zeugen un 
Sachverſtändigen oder der zu vernehmenden Partei; 


3. die Bezeichnung der Partei, die ſich auf das Beweismittel berufen hat. 


4 


| 
N 


44. 


45. 


46. 
47. 


48. 
49. 


50. 


51. 


52. 


33. 


54. 
Der 8 1035 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
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Der § 441 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 


Befinden ſich zur Vergleichung geeignete Schriften in den Händen des Gegners, ſo iſt dieſer auf 
Antrag des Beweisführers zur Vorlegung verpflichtet. Die Vorſchriften der SS 421 bis 426 
gelten entſprechend. Kommt der Gegner der Anordnung, die zur Vergleichung geeigneten Schriften 
vorzulegen, nicht nach oder gelangt das Gericht im Falle des § 426 zu der Überzeugung, daß der 
Gegner nach dem Verbleib der Schriften nicht ſorgfältig geforſcht habe, ſo kann die Urkunde 
als echt angeſehen werden. 

Im 8 499 c erhält der Schlußſatz folgende Faſſung: 

Eine Parteivernehmung findet nicht ſtatt. 

Im 8 510 a Abſ. 1 erhält der erſte Halbſatz folgende Faſſung: 

Anträge ſowie die Erklärung auf einen Antrag auf Parteivernehmung ſind durch das Sitzungs⸗ 
protokoll feſtzuſtellen. 

Der $ 531 erhält folgende Faſſung: 

Die in erſter Inſtanz unterbliebenen oder verweigerten Erklärungen über Tatſachen, Urkunden 
und Anträge auf Parteivernehmung können in der Berufungsinſtanz nachgeholt werden. 
Im 8 537 fallen die Sätze 2 und 3 fort. 

Der $ 581 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Der Beweis der Tatſachen, welche die Reſtitutionsklage begründen, kann durch den Antrag 

auf Parteivernehmung nicht geführt werden. 
Im 8 595 erhält der Abſ. 2 folgende Faſſung: 
Als Beweismittel ſind bezüglich der Echtheit oder Unechtheit einer Urkunde ſowie bezüglich 


anderer als der im $ 592 erwähnten Tatſachen nur Urkunden und Antrag auf Parteivernehmung 
zuläſſig. 


Der Abſ. 4 fällt fort. 

Der § 605 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Soweit es zur Erhaltung des wechſelmäßigen Anſpruchs der rechtzeitigen Proteſterhebung 
nicht bedarf, iſt als Beweismittel bezüglich der Vorlegung des Wechſels der Antrag auf Partei⸗ 
vernehmung zuläſſig. 

Der § 617 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Die Vorſchriften über die Folgen der unterbliebenen oder verweigerten Erklärung über Tat⸗ 
ſachen oder über die Echtheit von Urkunden, die Vorſchriften über den Verzicht der Parteien auf 
die Beeidigung der Gegenpartei oder von Zeugen und Sachverſtändigen, die Vorſchriften über die 
Wirkung eines gerichtlichen Geſtändniſſes finden keine Anwendung in Anſehung ſolcher Tatſachen, 
welche die Scheidung oder die Anfechtung der Ehe oder das Recht, die Herſtellung des ehelichen 
Lebens zu verweigern, begründen ſollen. 

Der S 670 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Die eidliche Parteivernehmung iſt ausgeſchloſſen. 

Im $ 708 fällt die Nr. 2 fort. 


Zur Beeidigung eines Zeugen oder Sachverſtändigen oder einer Partei ſind die Schiedsrichter 
nicht befugt. 5 
Artikel II 
Das Arbeitsgerichtsgeſetz wird wie folgt geändert: 


. Im 8 52 fallen die Abſätze 3 und 4 fort. 


2. Der 8 83 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 


Eine eidliche Parteivernehmung iſt im ſchiedsgerichtlichen Verfahren ausgeſchloſſen. 


Artikel III 

Der 8 85 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung wird wie folgt 
geändert: 
Der Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: . 

Angehörige fremder Staaten, die als Kläger auftreten, haben unbeſchadet der Verpflichtung 
zur Zahlung der Prozeßgebühr in erſter Inſtanz ſowie in der Berufungsinſtanz einen Vorſchuß 
in Höhe der doppelten Gebühr, in der Reviſionsinſtanz einen ſolchen in Höhe der einfachen Ge⸗ 
bühr zu leiſten. Das gleiche gilt für Staatenloſe, die ihren Wohnſitz nicht im Inlande haben. 


610 


Die Abſätze 3 bis 5 erhalten folgende Faſſung: 

Die Verpflichtung beſteht auch dann, wenn die Vorausſetzungen der Vorſchußpflicht erſt im 
Laufe des Rechtsſtreits eintreten. 

Unter den gleichen Vorausſetzungen hat ein Angehöriger eines fremden Staates oder ein 
Staatenloſer der im Abſ. 1 Satz 2 bezeichneten Art, der einen Arreſt oder eine einſtweilige Ver⸗ 
fügung beantragt, als Privatkläger auftritt oder als Nebenkläger Berufung oder Reviſion ein⸗ 
legt, den doppelten Gebührenvorſchuß (SS 32, 83) zu zahlen. 

Vor Zahlung des gemäß Abſ. 1, 3, 4 zu erhebenden Vorſchuſſes ſoll der Vorſchußpflichtige 
zur Verhandlung nicht zugelaſſen werden, ſofern nicht glaubhaft gemacht wird, daß ihm die Ver⸗ 
zögerung einen nicht zu erſetzenden Nachteil bringen würde oder der zum Prozeßbevollmächtigten 
beſtellte, im Bezirk der Freien Stadt Danzig zugelaſſene Rechtsanwalt erklärt, daß er einen zur 
Deckung des Vorſchuſſes ausreichenden Betrag hinter ſich habe. 


Artikel IV 
Die Deutſche Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher in der für Danzig geltenden Faſſung wird 
wie folgt geändert: 
Hinter § 23 wird folgende Vorſchrift als § 23 a eingefügt: 

Reicht im Falle der Bewilligung des Ar menrechts der Erlös einer Zwangsvollſtreckung nicht 
aus, um die für die arme Partei beizutreibende Forderung und die nach SS 124, 788 der Zivil⸗ 
prozeßordnung einzuziehenden Auslagen und Gebühren des Gerichtsvollziehers zu decken, ſo kann 
der Gerichtsvollzieher den Vollſtreckungserlös bis zur Höhe eines Fünfteils zur Deckung ſeiner Aus⸗ 
lagen und Gebühren einbehalten. Der einbehaltene Betrag iſt in erſter Linie auf die Aus⸗ 
lagen zu verrechnen. 

Artikel V 
Dem $ 153 des Strafgeſetzbuchs wird folgende Vorſchrift als Satz 2 angefügt: 
Die gleiche Strafe trifft den, der als Partei wiſſentlich eine falſche Ausſage mit einem Eide 
bekräftigt. : 
Artikel VI 
J. Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1934 in Kraft. 


II. Gleichzeitig tritt 8 10 der Verordnung betr. Vereinfachung und Erſparniſſe in der Rechtspflege 
vom 18. Dezember 1931 (G. Bl. S. 963) außer Kraft. 


III. Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden auf die im Zeitpunkte des Inkrafttretens anhängigen 
Sachen mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

1. War im Zeitpunkte des Inkrafttretens ein Parteieid bereits nach den bisher geltenden Vor⸗ 
ſchriften angeordnet, jo richtet ſich inſoweit das weitere Verfahren nach dieſen Vorſchriften. 

2. War die Berufung bereits vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes eingelegt, ſo finden hin⸗ 
ſichtlich der Berufungsbegründung und der Zuläſſigkeit neuen Vorbringens in der Berufungs- 
inſtanz weiterhin die bisherigen Vorſchriften Anwendung. 

3. Iſt ein Parteieid nach den bisherigen Vorſchriften geleiſtet, ſo findet auf die Reſtitutionsklage 
die Vorſchrift des $ 580 Nr. 1 der Zivilprozeßordnung bisheriger Faſſung weiterhin An⸗ 
wendung. Iſt nach den bisherigen Vorſchriften ein Parteieid geleiſtet oder verweigert worden, 
jo findet auf die Reſtitutionsklage gemäß $ 580 Nr. 7b der Zivilprozeßordnung der bis- 
herige Abſ. 2 daſelbſt weiterhin Anwendung. 

4. Ein vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung abgeſchloſſener Schiedsvertrag, der den Er⸗ 
forderniſſen des $ 1025 Abſ. 2 und des 8 1027 der Zivilprozeßordnung in der Faſſung 
dieſer Verordnung nicht entſpricht, verliert ſeine Rechtswirkſamkeit, ſofern ſich nicht die Par⸗ 
teien vor dieſem Zeitpunkt bereits auf das ſchiedsrichterliche Verfahren zur Hauptſache ein⸗ 
gelaſſen hatten. 

Artikel VII 
Der Senat wird ermächtigt, den Wortlaut der Zivilprozeßordnung ganz oder teilweiſe im Geſetz⸗ 
blatt neubekanntzumachen und dabei etwaige Unſtimmigkeiten des Geſetztertes zu beſeitigen. 


Danzig, den 1. Dezember 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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Anmerkung. In der vorſtehenden Verordnung ſind folgende Paragraphen der Zivilprozeßordnung 
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berührt worden: 


1. $ 110 in Ziffer 17 29. 8 426 in Ziffer 14 
2 8-11] 18 30. , 15 
3 23219 31. 8 441 „ 
4. 8 115 „ 0 32. 8 445 

5. 8 1165 1 bis 455 % „ 11 
6. 8 118 22 33. 8 4990 % ůUÜͤł,A 45 
7 , 238 34. 8 510a, „ 46 
8. 128 2 35, 0003 
9 8 27 2 36. 5 52% „„ „ 4 
15 =, 2033 31:8 -529 „ 8 
11.821882, nl 38. $531, „ 4 
12 100 er -34 39. 8 533 „ „ 12 
E e 2.35 40. § 537 „ „ 48 
1 5.2.2296 41. 8 580 „ „ 16 
5 288 1 37 42:38 881 5 49 
155555 43. 8 595 „ „ 50 
112111 44. 8 605 „ „ 51 
18 9 5,2338 45. 8 617 „ „ 52 
19, 9099 , 59 46. § 670 „ „ 53 
, 40 ,, 7554 
21 8 38, „ I 48. § 866 „ „ 26 
228.949, 8 49. 8.900 „ „ 
, 50. 8 92 % 2.28 
2 9 3 51. $ 924 „ „ 29 
25. 8 5 rt 52. 5 9 „ „ 30 
28. 8 11 8 53. § 1025 „ „ 31 
27. 8 93 54. 81027 „ „ 32 
285 8 395 0 55. 81035 „ „ 55 


Verordnung 
zur Vereinfachung der Zuſtellungen. 
Vom 1. Dezember 1933. 


Auf Grund des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 


(G. Bl. S. 273) S 1 Ziffer 25 und $ 2 wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 


Artikel ! 
Die Zivilprozeßordnung in der für Danzig geltenden Faſſung wird dahin geändert: 


. Der $ 104 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


Die Entſcheidung über das Feſtſetzungsgeſuch erfolgt durch den Urkundsbeamten der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle. Die Entſcheidung iſt, ſofern dem Geſuch ganz oder teilweiſe entſprochen wird, dem 
Gegner des Antragſtellers unter Beifügung einer Abſchrift der Koſtenrechnung von Amts wegen 
zuzuſtellen. Dem Antragſteller iſt die Entſcheidung nur dann von Amts wegen zuzuſtellen, wenn 
der Antrag ganz oder teilweiſe zurückgewieſen wird; im übrigen erfolgt die Mitteilung formlos. 


. Sm $ 141 erhält der Abſ. 2 folgende Faſſung: 


Wird das Erſcheinen angeordnet, ſo iſt die Partei von Amts wegen zu laden. Die Ladung 
iſt der Partei ſelbſt mitzuteilen, auch wenn ſie einen Prozeßbevollmächtigten beſtellt hat; der Zu⸗ 
ſtellung bedarf die Ladung nicht. 


. $ 182 erhält folgende Faſſung: 


Iſt die Zuſtellung nach dieſen Beſtimmungen nicht ausführbar, fo kann fie dadurch erfolgen, 
daß das zu übergebende Schriftſtück auf der Geſchäftsſtelle des Amtsgerichts, in deſſen Bezirk der 
Ort der Zuſtellung gelegen iſt, oder an dieſem Orte bei der Poſtanſtalt oder dem Gemeindevor⸗ 
ſteher oder dem Polizeivorſteher niedergelegt und eine ſchriftliche Mitteilung über die Niederle⸗ 
gung unter der Anſchrift des Empfängers in der bei gewöhnlichen Briefen üblichen Weiſe abge⸗ 
geben oder, falls dies nicht tunlich iſt, an der Tür der Wohnung befeſtigt oder einer in der Nach⸗ 
barſchaft wohnenden Perſon zur Weitergabe an den Empfänger ausgehändigt wird. 


10. 


1115 


12. 
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. Im 8.194 erhält der Abſ. 1 folgende Faſſung: 


Wird durch die Poſt zugeſtellt, ſo hat der Gerichtsvollzieher die zuſtellende Ausfertigung oder 
die beglaubigte Abſchrift des zuzuſtellenden Schriftſtücks verſchloſſen der Poſt mit dem Erſuchen 
zu übergeben, die Zuſtellung einem Poſtbedienſteten des Beſtimmungsortes aufzutragen. Die 
Sendung muß mit der Anſchrift der Perſon, an die zugeſtellt werden ſoll, ſowie mit der Be⸗ 
zeichnung des abſendenden Gerichtsvollziehers und einer Geſchäftsnummer verſehen ſein. 


. 3m 8 195 erhält der Abſ. 2 folgende Faſſung: 


Über die Zuſtellung it von dem Poſtbedienſteten eine Urkunde aufzunehmen, welche den 
Beſtimmungen des § 191 Nr. 1, 3 bis 5, 7 entſprechen und die Übergabe der ihrer Anſchrift 
und ihrer Geſchäftsnummer nach bezeichneten Sendung ſowie der Abſchrift der Zuſtellungsurkunde 
bezeugen muß. 


. Sm $ 199 wird der Abſatz 2 durch folgende Vorſchriften erſetzt: 


In dem zum Weltpoſtverein gehörigen Auslande kann die Zuſtellung auch in der Weiſe 
erfolgen, daß der Gerichtsvollzieher die zuzuſtellende Ausfertigung oder die beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift des zuzuſtellenden Schriftſtückes verſchloſſen der Poſt übergibt. Die Sendung muß mit der 
Anſchrift der Perſon, an die zugeſtellt werden ſoll, mit der Bezeichnung des abſendenden Ge⸗ 
richtsvollziehers und einer Geſchäftsnummer ſowie mit der Bezeichnung „Einſchreiben gegen Rück⸗ 
ſchein“ verſehen ſein. In dieſem Falle beurkundet der Gerichtsvollzieher die Zuſtellung und 
deren Zeitpunkt auf Grund des zurückempfangenen Rückſcheins. 


.Der S 211 erhält folgende Faſſung: 


Die Geſchäftsſtelle hat das zu übergebende Schriftſtück einem Juſtizwachtmeiſter oder der Poſt 
zur Zuſtellung auszuhändigen. Die Sendung muß verſchloſſen ſein; ſie muß mit der Anſchrift 
der Perſon, an die zugeſtellt werden ſoll, ſowie mit der Bezeichnung der abſendenden Stelle und 
einer Geſchäftsnummer verſehen ſein. Sie muß den Vermerk „Vereinfachte Zuſtellung“ tragen. 

Die Vorſchrift des S 194 Abſ. 2 findet keine Anwendung. 


. Der $ 212 erhält folgende Faſſung: 


Die Beurkundung der Zuſtellung durch den Juſtizwachtmeiſter oder den Poſtbedienſteten er- 
folgt nach den Vorſchriften des 8 195 Abi. 2 mit der Maßgabe, daß eine Abſchrift der Zuſtel⸗ 
lungsurkunde nicht zu übergeben, der Tag der Zuſtellung jedoch auf der Sendung zu vermerken iſt. 

Die Zuſtellungsurkunde iſt der Geſchäftsſtelle zu überliefern. 


. Der $ 212 a erhält folgende Faſſung: 


Bei der Zuſtellung an einen Anwalt, Notar oder Gerichtsvollzieher oder eine Behörde oder 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts genügt zum Nachweis der Zuſtellung das mit Datum und 
Unterſchrift verſehene ſchriftliche Empfangsbekenntnis des Anwalts oder eines gemäß § 19 der 
Rechtsanwaltsordnung beſtellten Zuſtellungs bevollmächtigten, des Notars oder Gerichtsvollziehers 
oder der Behörde oder Körperſchaft. 

Im $ 329 erhält der Abſ. 3 folgende Faſſung: 

Nicht verkündete Beſchlüſſe des Gerichts und nicht verkündete Verfügungen des Vorſitzenden 
oder eines beauftragten oder erſuchten Richters ſind den Parteien von Amts wegen zuzuſtellen. Es 
genügt jedoch, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, formloſe Mitteilung, wenn die Entſcheidung 
weder der ſofortigen Beſchwerde oder der befriſteten Erinnerung gemäß $ 577 Abſ. 4 unterliegt 
noch einen Vollſtreckungstitel gegen die Partei bildet, eine Terminsbeſtimmung enthält oder eine 
Friſt in Lauf ſetzt. 

Dem 8 357 wird als Abſ. 2 folgende Vorſchrift angefügt: 


Wird die Beweisaufnahme einem Mitgliede des Prozeßgerichts oder einem anderen Gericht 
übertragen, ſo iſt die Terminsbeſtimmung den Parteien ohne beſondere Form mitzuteilen, ſofern 
nicht das Gericht die Zuſtellung anordnet. Bei Überſendung durch die Poſt gilt die Mitteilung, 
wenn die Wohnung der Partei im Bereiche des Ortsbeſtellverkehrs liegt, an dem folgenden, im 
übrigen an dem zweiten Werktage nach der Aufgabe zur Poſt als bewirkt, ſofern nicht die Partei 
glaubhaft macht, daß ihr die Mitteilung nicht oder erſt in einem ſpäteren Zeitpunkt zugegangen iſt. 
Im 8 377 erhält Abſ. 1 folgende Faſſung: 

Die Ladung der Zeugen iſt von der Geſchäftsſtelle mi Bezugnahme auf den Beweisbeſchluß 
auszufertigen und von Amts wegen mitzuteilen. Die Überſendung erfolgt, ſofern nicht das Gericht 


die Zuſtellung anordnet, formlos. 
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13. Im 8 381 erhält der Abf. 1 folgende Faſſung: 


Die Verurteilung in Strafe und Koſten ſowie die Anordnung der zwangsweiſen Vorführung 
unterbleiben, wenn der Zeuge glaubhaft macht, daß ihm die Ladung nicht rechtzeitig zugegangen 
iſt, oder wenn ſein Ausbleiben genügend entſchuldigt iſt. Erfolgt die Glaubhaftmachung oder 
die genügende Entſchuldigung nachträglich, ſo werden die gegen den Zeugen getroffenen Anord⸗ 
nungen wieder aufgehoben. 


14. Der § 496 wird dahin geändert: 


15. 


1 


18. 


a) Im Abſ. 1 fällt der zweite Satz fort. 
b) Der Abſ. 4 erhält folgende Faſſung: 


Mit Ausnahme des Güteantrags, der Klage und ſolcher Schriftſätze, die Sachanträge oder 
eine Zurücknahme der Klage enthalten, ſind Schriftſätze und ſonſtige Erklärungen der Parteien, 
ſofern nicht das Gericht die Zuſtellung anordnet, ohne beſondere Form mitzuteilen. Bei Über⸗ 
ſendung durch die Poſt gilt die Mitteilung, wenn die Wohnung der Partei im Bereiche des Orts⸗ 
beſtellverkehrs liegt, an dem folgenden, im übrigen an dem zweiten Werktage nach der Aufgabe 
zur Poſt als bewirkt, ſofern nicht die Partei glaubhaft macht, daß ihr die Mitteilung nicht oder 
erſt in einem ſpäteren Zeitpunkt zugegangen iſt. 

Im 8 497 erhält der Ab. 1 folgende Faſſung: 

Ladungen durch die Partei finden nicht ſtatt. 

Die Termine werden von Amts wegen beſtimmt. Nach Beſtimmung des Termins iſt die La⸗ 
dung der Parteien durch die Geſchäftsſtelle zu veranlaſſen. Die Ladung des Antragſtellers oder 
Klägers zu dem auf dem Güteantrag oder die Klage beſtimmten Termin iſt, ſofern nicht das 
Gericht die Zuſtellung anordnet, ohne beſondere Form mitzuteilen; § 496 Abſ. 4 Satz 2 gilt ent⸗ 
ſprechend. 


. Sm 8 696 wird an den Abſ. 1 als Satz 3 folgende Vorſchrift angefügt: 


Die Terminsbeſtimmung iſt dem Gläubiger, ſofern nicht das Gericht die Zuſtellung anordnet, 
ohne beſondere Form mitzuteilen; 8 496 Abſ. 4 Satz 2 gilt entſprechend. 
Im $ 763 erhält der Abſ. 2 Satz 1 folgende Faſſung: 

Kann die mündliche Ausführung nicht erfolgen, ſo hat der Gerichtsvollzieher eine Abſchrift 
des Protokolls unter entſprechender Anwendung der SS 172, 181 bis 186 zuzuſtellen oder durch 
die Poſt zu überſenden. 

Im $ 900 erhält der Abſ. 2 folgende Faſſung: 

Dem Gläubiger iſt die Terminsbeſtimmung nach Maßgabe des S 357 Abſ. 2 mitzuteilen. 

Seine Anweſenheit in dem Termin iſt nicht erforderlich. i 


Artikel II 
Das Arbeitsgerichtsgeſetz vom 28. Dezember 1928 (G. Bl. 1929 S. 5, 29) in der Faſſung der 


Verordnungen vom 31. März 1931 (G. Bl. S. 56), 24. April 1931 (G. Bl. S. 61), 16. Juni 1931 
(G. Bl. S. 491), 13. September 1932 (G. Bl. 711), 14. Juli 1933 (G. Bl. S. 329), 28. Juli 1933 
(G. Bl. S. 338) wird wie folgt geändert: 


1. Der $ 44 erhält folgende Faſſung: 


Die Vorſchriften des $ 183 Abſ. 2 und des $ 212 a der Zivilprozeßordnung finden auf die 
nach § 11 vor den Arbeitsgerichten zugelaſſenen Mitglieder und Angeſtellten der dort bezeichneten 
Vereinigungen und Verbände entſprechende Anwendung. 

Urteile ſind derjenigen Partei, gegen die ſie einen Vollſtreckungstitel bilden oder der die 
Berufung, die Beſchwerde oder der Einſpruch zuſteht, von Amts wegen zuzuſtellen. Im übrigen 
ſind ſie den Parteien formlos mitzuteilen. 


2. Im 8 58 erhält der Abſ. 3 folgende Faſſung: 


Die Vorſchriften des $ 43 Abſ. 1 und 3, des § 44 Abi. 1. des § 45 Abſ. 1, der SS 46, 
47, 50, 52, 53, des $ 54 Abſ. 1 bis 3 und Abſ. 4 Satz 2, des $ 55 Abſ. 4 und 5 und der $$ 56 
und 57 über Ablehnung von Gerichtsperſonen, Zuſtellungen, perſönliches Erſcheinen der Parteien, 
Offentlichkeit, Befugniſſe des Vorſitzenden und der Beiſitzer, Vorbereitung der ſtreitigen Verhand⸗ 
lung, Beweisaufnahme, Verſäumnisverfahren, Verkündung des Urteils, Inhalt des Urteils, Zwangs⸗ 
vollſtreckung und Verfahren in beſonderen Fällen gelten entſprechend. Die Vorſchrift des $ 198 der 
Zivilprozeßordnung findet auf die nach 8 11 vor dem Landesarbeitsgericht zugelaſſenen Mitglieder 
und Angeſtellten der dort bezeichneten Vereinigungen und Verbände entſprechende Anwendung. 
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Artikel III 
Das deutſche Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung wird dahin geändert: 
Im 8 73 erhält der Abſ. 2 folgende Faſſung: 
Wird ein Zeuge oder Sachverſtändiger ohne Inanſpruchnahme der Poſt geladen, ſo wird als 
Auslage der Betrag der Poſtgebühren erhoben, die entſtanden ſein würden, wenn die Ladung 
unter Inanſpruchnahme der Poſt erfolgt wäre. 


Artikel IV 
Die Strafprozeßordnung in der für Danzig geltenden Faſſung wird dahin geändert: 
Im 8 35 wird dem Abſ. 2 folgender Satz 2 angefügt: 

Wird durch die Bekanntmachung der Entſcheidung keine Friſt in Lauf geſetzt, ſo genügt form⸗ 
loſe Mitteilung; dies gilt nicht für die Mitteilung von Urteilen. 
Dem $ 146 wird als Abſ. 2 folgende Vorſchrift angefügt: 

Iſt in einem Fall, in dem ein Verteidiger die Verteidigung mehrerer Beſchuldigter führt, eine 
Zuſtellung von Schriftſtücken an den Verteidiger vorzunehmen, ſo bedarf es auch in Angelegen⸗ 
heiten, die alle oder mehrere Beſchuldigten betreffen, nur einer Zuſtellung. Eine der Zahl der in 
Betracht kommenden Beſchuldigten entſprechende Anzahl der Schriftſtücke ſoll der Zuſtellung bei⸗ 
gefügt oder formlos mitgeteilt werden. 

Dem $ 218 wird als Abſ. 2 folgende Vorſchrift angefügt: 

Im Falle des § 146 wird dem Verteidiger nur eine Ladung zugeſtellt. In der Ladung 
ſind ſämtliche Angeklagten, gegen die die Hauptverhandlung ſtattfinden ſoll, ſoweit der Verteidiger 
für ſie auftritt, zu bezeichnen. i 
Dem 8 378 wird folgender Satz 3 angefügt: u 
Die Beſtimmungen des $ 146 Abſ. 2, $ 218 Abſ. 2 gelten entſprechend. 


Artikel V 
Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung wird dahin geändert: 
Im 8 87 Halbſatz 2 wird das Wort „Zuſtellung“ durch das Wort „Mitteilung“ erſetzt. 


Artikel VI 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1934 in Kraft. 
Danzig, den 1. Dezember 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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